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Niederschrift  

über die 6. ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Ruprechtshofen 
am Dienstag, dem 9. Dezember 2025, im Sitzungssaal der Marktgemeinde 
Ruprechtshofen, Hauptplatz 1 (Gemeindeamt). 

Die Einladung ist am 4. Dezember 2025 gem. Einverständniserklärung nach § 45 NÖ 
Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000 i.d.g.F. auf elektronischem Wege an sämtliche 
Mitglieder des Gemeinderates ergangen. 

Beginn der Sitzung:  19.00  Uhr 
Ende der Sitzung:  20.40 Uhr 

Anwesend waren: 
1. Bürgermeister Ing. Leopold Gruber-Doberer 
2. Vizebürgermeister Johannes Scherndl 

3. Geschäftsführender Gemeinderat Wolfgang Potzmader

4. Geschäftsführender Gemeinderat Daniela Schrattmaier

5. Geschäftsführender Gemeinderat Herbert Sterkl

6. Geschäftsführender Gemeinderat Richard Punz

7. Gemeinderat Maria Dachsberger  

8. Gemeinderat Ing. Werner Gallistl 

9. Gemeinderat Mag. Martina Grill 

10. Gemeinderat Johannes Herzog 

11. Gemeinderat Peter Herzog 

12. Gemeinderat DI Anton Hölzl 
13. Gemeinderat Sandra Schweiger 

14. Gemeinderat Ing. Martina Stadler 

15. Gemeinderat Pamela Sturmlechner 

16. Gemeinderat Cornelia Wenninger 

17. Gemeinderat Manuel Gruber 

18. Gemeinderat Leopold Mayerhofer 

19. Gemeinderat Manuela Resl-Köberl 

20. Gemeinderat Christian Maldoner 

Entschuldigt war: 

21. Gemeinderat Franz Babinger 

Vorsitzender: 
Bürgermeister Ing. Leopold Gruber-Doberer 

Schriftführer: 
VB Martin Leeb 

Außerdem war anwesend: 
2 Zuhörer 

Die Sitzung ist beschlussfähig. 

Die Sitzung ist öffentlich bis auf TOP 14. 
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Tagesordnung 
Öffentliche Sitzung: 
1. Genehmigung und Fertigung des Protokolls der letzten Sitzung 
2. Beschlussfassung von Subventionsansuchen 
3. Beschlussfassung eines Sondernutzungsvertrages mit der 

Landesstraßenverwaltung zur Verlegung einer Wasserleitung, eines 
Energiekabels und einer Leerverrohrung in der Landesstraße L5267 (Parz. 
926/1, KG Rainberg) 

4. Beschlussfassung einer Vereinbarung zur Mitbenützung des 
Hochwasserschutzdamms Dangelsbach durch den Alpenverein, Sektion St. 
Leonhard-Ruprechtshofen 

5. Beschlussfassung über den Anschluss von Liegenschaften an die 
Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Ruprechtshofen gemäß GR-
Grundsatzbeschluss vom 08.03.2013 

6. Beschlussfassung des im Rahmen der „Gemeindevision“ erstellten Leitbildes der 
Marktgemeinde Ruprechtshofen 

7. Beschlussfassung der Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms in der 
Gemeinde Ruprechtshofen 

8. Bericht über die unangekündigte Gebarungseinschau des Prüfungsausschusses 
vom 01.12.2025 

9. Bericht über die Vergabebeschlüsse des Gemeindevorstandes und 
Beschlussfassung von Bedeckungsvorschlägen 

10. Beschlussfassung des 1. Nachtragsvoranschlages für das Haushaltsjahr 2025 
11. Beschlussfassung des Voranschlages für das Haushaltsjahr 2026 
12. Bericht des Bürgermeisters 
13. Berichte und Anfragen der Gemeinderatsmitglieder 

Nicht öffentliche Sitzung: 
14. Beschlussfassung von Personalangelegenheiten 

Erledigung 

Vor Beginn der Gemeinderatssitzung berichtet der anwesende Kommandant der 
Freiwilligen Feuerwehr Ruprechtshofen, Herr HBI Michael Schrattmaier, über den 
geplanten Neubau des Feuerwehrhauses. Am derzeitigen Standort gibt es keine 
Erweiterungsmöglichkeiten, in der Garage haben nicht alle vorhandenen Fahrzeuge 
Platz, die Feuerwehrausrüstung muss teilweise extern gelagert werden und die 
notwendige Schaffung von Umkleideräumen für die Mannschaft und sanitäre 
Einrichtungen für die weiblichen Feuerwehrmitglieder ist ebenfalls nicht möglich. 

Anschließend begrüßt der Bürgermeister die anwesenden Gemeinderäte, stellt die 
Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 

Bevor der Punkt 1 der Tagesordnung behandelt wird, bringt der Bürgermeister zwei 
Dringlichkeitsanträge zur Kenntnis:  

Antrag des Bürgermeisters: Gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung 1973, 
LGBl. 1000-23, in der derzeit geltenden Fassung, stelle ich den Antrag, 
nachstehenden Gegenstand als Punkt in die Tagesordnung der heutigen 
Gemeinderatssitzung aufzunehmen und zu behandeln. 
15) Beratung und Beschlussfassung eines Pachtvertrages 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Antrag des Bürgermeisters: Gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung 1973, 
LGBl. 1000-23, in der derzeit geltenden Fassung, stelle ich den Antrag, 
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nachstehenden Gegenstand als Punkt in die Tagesordnung der heutigen 
Gemeinderatssitzung aufzunehmen und zu behandeln. 
16) Beratung und Beschlussfassung der Ausübung des Wiederkaufsrechts für 

eine Parzelle mit Bauverpflichtung (Parz. 115, Zwerbach 52) 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 
Genehmigung und Fertigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Jeder Gemeinderat hat eine Kopie des Protokolls erhalten. Es wurden keine 
schriftlichen Anträge zur Abänderung des Sitzungsprotokolls eingebracht.  

Der Bürgermeister stellt folgenden Antrag: Der Gemeinderat möge die 
Verhandlungsschrift der letzten Sitzung beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wurde angenommen. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als 
genehmigt. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 2 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung von Subventionsansuchen 

Sachverhalt: 
Herr Gregor Radlbauer sucht um Genehmigung für die Errichtung eines 
Buswartehäuschens an der Kreuzung Weghof/Geretzbach am ehemaligen Standort 
des Altglascontainers und um finanzielle Unterstützung durch die Gemeinde an. Das 
Wartehäuschen soll von den Anrainern errichtet und in weiterer Folge gepflegt werden, 
ein Beitrag zu den Materialkosten in der Höhe von € 500,- soll vom Gemeinderat aus 
Mitteln der Wohnbauförderung gewährt werden. 

HH-Stelle: 1/4800-7680, frei: € 686,96 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat soll die Errichtung des 
Buswartehäuschens genehmigen und eine Subvention der Materialkosten in der 
Höhe von € 500,-, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 3 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung eines Sondernutzungsvertrages mit der Landesstraßenverwaltung 
zur Verlegung einer Wasserleitung, eines Energiekabels und einer Leerverrohrung in 
der Landesstraße L5267 (Parz. 926/1, KG Rainberg) 

Sachverhalt: 
In der Landesstraße L5267 wurden eine Wasserleitung, ein Energiekabel und eine 
Leerverrohrung verlegt. Es ist daher ein Sondernutzungsvertrag mit der NÖ 
Landesregierung, Gruppe Straße, abzuschließen: 

STBA5-SN-386/007-2025 
VERTRAG 

abgeschlossen zwischen  
1.) dem Land Niederösterreich (Gruppe Straße), im Folgenden kurz „Land“ 
genannt und  
2.) der Marktgemeinde Ruprechtshofen, in 3244 Ruprechtshofen; Hauptplatz 1, im 
Folgenden kurz „Vertragspartner“ genannt. 
Das Land gestattet hiermit gemäß § 18 NÖ Straßengesetz, LGBl Nr. 8500, in der 
jeweils gültigen Fassung, dem Vertragspartner auf dessen Ansuchen vom 
15.10.2025 sowie auf Grund der eingereichten und genehmigten, einen wesentlichen 
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Bestandteil dieses Vertrages bildenden Projektunterlagen die nachstehend 
bezeichnete(n) Landesstraße(n) zufolge Errichtung einer 
Wasserversorgungsanlage, Verlegung eines Energiekabels und eines LWL-
Leerrohres in der Marktgemeinde Ruprechtshofen, im Aufsichtsbezirk der NÖ 
Straßenbauabteilung 5 St. Pölten im Betreuungsbereich der Straßenmeisterei 
Mank, für einen anderen als ihren bestimmungsgemäßen Zweck zu benützen.  

L5267 – Querung km 0,418  
Entlangführung rechts km 0,268 bis km 0,418 
Gst. 926/1, KG Rainberg 

Die Beschreibung bzw. die Lage der einzelnen Anlage auf Straßengrund ist den 
beiliegenden Projektunterlagen von Schuster ZT GmbH, GZ 065-115, zu entnehmen. 
Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

Die Genehmigung zur Errichtung einer Drucksteigerungsanlage auf der Parzelle 
154/1, KG Rainberg, Gde. Ruprechtshofen, GZ STBA5-A-840/002-2025, wurde gem. 
§ 13b NÖ Straßengesetz 1999 erteilt, ein gesonderter Vertrag ist nicht erforderlich. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den oben angeführten 
Sondernutzungsvertrag, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 4 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung einer Vereinbarung zur Mitbenützung des 
Hochwasserschutzdammes 

Sachverhalt: 
Eine Vereinbarung zur Mitbenützung des Hochwasserschutzdammes Dangelsbach 
wegen der Unterbrechung des Weitwanderweges 605 soll in den Gemeinden 
Ruprechtshofen und St. Leonhard am Forst von den jeweiligen Gemeinderäten 
beschlossen werden, der Wortlaut ist mit der Abt. WA3 und dem Alpenverein 
abgestimmt: 
Das Rückhaltebecken Dangelsbach wurde zum Schutz des Ortsteils Dangelsbach 
sowie der Unterlieger in den Marktgemeinden St. Leonhard am Forst und 
Ruprechtshofen errichtet. Nach der Endvermessung geht das Dammbauwerk samt 
den Zufahrts- und Wartungswegen in das Eigentum der Marktgemeinden St. 
Leonhard am Forst und Ruprechtshofen über. Diese ist Betreiber der 
Hochwasserschutzanlage. 
Die Marktgemeinden St. Leonhard am Forst und Ruprechtshofen gestatten dem 
Alpenverein, Sektion St. Leonhard-Ruprechtshofen, die Mitbenützung des 
Dammweges um die durchgängige Begehbarkeit des Wanderweges 605 zu erhalten. 
Die Benutzung erfolgt auf eigene Gefahr der Wegbenützer. Der Alpenverein 
übernimmt keine Betreiber-, Instandhaltungs- oder Verkehrspflichten für den Damm 
oder die zugehörigen Anlagen. Die Marktgemeinden bleiben Eigentümer und 
Betreiber der Hochwasserschutzanlage und tragen die Verantwortung für deren 
ordnungsgemäßen Zustand. Der Alpenverein verpflichtet sich, die Benützer auf die 
Eigenverantwortung hinzuweisen (z.B. durch Informationstafeln oder 
Wanderkartenhinweise). 
Die Wartung und Pflege der Hochwasserschutzanlage durch die Marktgemeinden St. 
Leonhard am Forst und Ruprechtshofen darf durch die Begehung nicht erschwert 
oder behindert werden und hat jedenfalls Vorrang. Bei beginnendem Beckeneinstau 
(Hochwasserfall) ist das Begehen der Anlage zu unterlassen, um die Vorbereitungen 
und Arbeiten des Hochwasserbetriebs nicht zu behindern. 
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Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Vereinbarung zur Mitbenützung des Hochwasserschutzdammes Dangelsbach, wie 
im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 5 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung über den Anschluss von Liegenschaften an die 
Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Ruprechtshofen gemäß GR-
Grundsatzbeschluss vom 08.03.2013 

Sachverhalt: 
Die Eigentümer der Liegenschaften Naspern 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7 suchen um 
Anschluss an die Wasserversorgungsanlage der Gemeinde gemäß den 
Bestimmungen des Grundsatzbeschlusses des Gemeinderates vom 8. März 2013 
an. Die Zuleitung wird in Eigenregie hergestellt, eine Förderung soll gegen 
nachgewiesene Netto-Errichtungskosten in der maximalen Höhe der bezahlten 
Anschlussabgaben gewährt werden. 

Förderung Anschlussgebühr: 

− Margit Köberl,   Naspern 1  € 2.741,64 

− Anton Waxenegger,  Naspern 2  € 1.892,83 

− Josef Aigner,    Naspern 3  € 1.419,92 

− Heinrich u. Elisabeth Wurzer, Naspern 4  € 2.329,92 

− Monika Taschl,    Naspern 5  € 4.085,65 

− Johannes Ruf,    Naspern 6  € 2.875,44 

− Jürgen Kaltenbrunner,   Naspern 7  € 3.355,31 

➢ Projektkosten abz. Förderung:    € 37.593,66 

➢ Kosten pro Anschlusswerber:    € 7.518,73 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Anschluss der 
Liegenschaften Naspern 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7 sowie die Förderung der 
nachgewiesenen Anschlusskosten, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 6 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung des im Rahmen der „Gemeindevision“ erstellten Leitbildes der 
Marktgemeinde Ruprechtshofen 

Sachverhalt: 
Die vorliegende Gemeindevision mit Ortskernabgrenzung der Marktgemeinde 
Ruprechtshofen wurde von der NÖ Dorf- und Stadterneuerung erstellt und umfasst 
Ziele, Vision und Projekte bzw. Maßnahmen. Es wurde aufbauend auf den 
Ergebnissen der Ideensammlung, Workshop und Jugendworkshops mit 
interessierten Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürgern erstellt. 
Ein Folder wird nach der Beschlussfassung angefertigt und zum Austeilen an 
BürgerInnen bereitgestellt.  

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Gemeindevision mit 
Ortskernabgrenzung für die Marktgemeinde Ruprechtshofen in der vorliegenden 
Fassung als grundsätzliche Ausrichtung der Gemeindeentwicklung für die 
kommenden Jahre beschließen. Folgende Vision wurde ausgewählt: Ruprechtshofen 
– eine Gemeinde zum Wohlfühlen.  
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Beschluss: Der Antrag wird angenommen, die Gemeindevision samt 
Ortskernabgrenzung für die Marktgemeinde Ruprechtshofen in der vorliegenden 
Fassung als grundsätzliche Ausrichtung der Gemeindeentwicklung für die 
kommenden Jahre wird vollinhaltlich beschlossen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms in der 
Gemeinde Ruprechtshofen 

Sachverhalt: 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen beabsichtigt das örtliche 
Raumordnungsprogramm wie folgt zu ändern. Der Entwurf wurde gemäß § 24 des 
NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015, durch sechs Wochen, das ist in der 
Zeit vom 13. Oktober 2025 bis 24. November 2025 am Gemeindeamt zur 
allgemeinen Einsichtnahme aufgelegt. Während der Auflagefrist sind schriftliche 
Stellungnahmen bei der Gemeinde eingelangt. Die Änderungsunterlagen wurden von 
der Schedlmayer Raumplanung ZT GmbH ausgearbeitet: 
 
ABÄNDERUNG DES ÖRTLICHEN RAUMORDNUNGSPROGRAMMES 
(FLÄCHENWIDMUNGSPLAN) DER MARKTGEMEINDE RUPRECHTSHOFEN, EMPFEHLUNGEN 
ZUR BESCHLUSSFASSUNG DER ABÄNDERUNG DES RAUMORDNUNGSPROGRAMMES 

VORBEMERKUNGEN 
Die Unterlagen zur Abänderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes der Marktgemeinde 
Ruprechtshofen sind für 6 Wochen, von 13.10.2025 bis 24.11.2025, zur allgemeinen Einsichtnahme, 
während der Amtsstunden des Gemeindeamtes, öffentlich aufgelegen. Während dieser Auflagefrist ist 
eine schriftliche Stellungnahme eingelangt. Es gab somit keine Umweltprüfung. Am 24.11.2025 fand 
eine Begutachtung durch den ASV f. Raumplanung und Raumordnung, DI Lorenz Mitterwenger-Fessl 
statt. Unter Punkt 1 wird auf die Stellungnahme eingegangen. Unter Punkt 2 werden Ergänzungen, die 
im Rahmen der Begutachtung vom ASV urgiert wurden, durchgeführt. Unter Punkt 3 erfolgt eine 
Empfehlung zur Beschlussfassung. 

STELLUNGNAHME 
Franz Prankl, vom 4.11.2025 
In dieser Stellungnahme wird ersucht, dass die Grenzänderung des Änderungspunktes 1 geringfügig 
angepasst wird. Dazu wurde eine Skizze beigelegt. Diese Änderung ist in der Fläche geringfügig, 
umfasst lediglich einige wenige m² und betrifft kein anderes Grundstück, als das bisher schon von der 
Auflegung betroffene.  
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Eine Erweiterung über das kleine Gerinne, das in diesem Bereich kanalisiert ist, ist nun nicht geplant. 
Vielmehr soll der Grüngürtel-Bachkorridor, der im Bereich der geplanten Änderung nicht in der Natur 
besteht (siehe Darstellung unten), geringfügig dem Agrargebiet zugeschlagen werden. Das 
Agrargebiet wird nun einheitlich an jener Fläche abgegrenzt, die Teil der Bauparzelle ist und 
nordwestlich des Gerinnes liegt. Dieser ist hier nicht offen, sondern verrohrt.  
Die Planungsintention bleibt dieselbe: Es soll geringfügig in Bereich dieses Grundstückes neben dem 
bestehenden Hauptgebäude Platz für eine kleinere potenzielle Erweiterung eines Objektes gemacht 
werden, ohne, dass ein neuer Bauplatz entsteht. Nachfolgend wird auf die Widmung aktuell 
eingegangen und dargestellt, weshalb hier der Grüngürtel für den Bachkorridor aktuell unzutreffend 
abgegrenzt ist. 
 

 

 
 
Zu diesem Punkt wurde die Abs. WA3 ebenso, wie die WLV kontaktiert. Das Ergebnis beider 
Antworten war, dass keine Hinderungsgründe vorliegen. Auch die Hochwasserrisikoanalyse 
(hora.gv.at) zeigt hier keine Gefährdungen.  

ERGÄNZUNGEN 
Berechnung des Wohnbaulandbedarfs 
Im Gutachten wird erwähnt, dass der Wohnbaulandbedarf tendenziell zu hoch eingeschätzt wurde. 
Im Bezug auf das Nachverdichtungspotenzial gab es ein Missverständnis. Die Angabe von 48 
Wohneinheiten umfasst sämtliche seit dem Jahr 2017 neu errichteten Wohneinheiten. Für die 
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Wohnbaulandbedarfsberechnung war jedoch vorgesehen, ausschließlich jene Wohneinheiten zu 
berücksichtigen, die durch Einbauten in bereits bestehende Wohngebäude geschaffen wurden. Dieser 
Wert beträgt lediglich 10 Wohneinheiten. Die Bedarfsberechnung wird entsprechend korrigiert.  
Weiters ist der künftig zu erwartende natürliche Abgang anzupassen. Im Planungsbericht wurde 
beschrieben, dass zwischen 2017 und 2025 insgesamt 8 Wohneinheiten auf Wohnbaulandreserven 
ohne Vertrag oder Frist errichtet wurden und es wurde angenommen, da das aktuelle Ausmaß an 
Reserven im Vergleich zu 2017 deutlich geringer ist, dass bis zum Jahr 2035 weitere vier Reserven 
einen natürlichen Abgang erfahren. Das Gutachten weist darauf hin, dass diese Annahme nicht näher 
begründet wurde. Zur korrekten Herleitung des natürlichen Abgangs soll daher anteilsmäßig 
herangezogen werden, um wie viel Prozent die Wohnbaulandreserven gegenüber dem Jahr 2017 
zurückgegangen sind. Unter Berücksichtigung dieser Veränderung kann ein realistisch ableitbarer 
Wert für die zu erwartende Bebauung der derzeit nicht verfügbaren Grundstücke ermittelt werden. 
Die Errichtung von 8 Wohneinheiten (je Grundstück eine Wohneinheit) zwischen 2017 und 2025 
entspricht einem durchschnittlichen natürlichen Abgang von rund einem Grundstück pro Jahr. Da der 
Bestand an Wohnbaulandreserven im Vergleich zu 2017 um etwa 13,8% zurückgegangen ist (von 
19,5 ha auf 16,81 ha), wurde die jährliche Bebauungsrate entsprechend reduziert. Unter 
Berücksichtigung dieser reduzierten Rate (ca. 0,86 Grundstücke pro Jahr) und der längeren 
Betrachtungsperiode 2025–2035 (10 Jahre) ergibt sich ein rechnerischer natürlicher Abgang von rund 
8,6 Grundstücken bis zum Jahr 2035. Da Grundstückszahlen nur in ganzen Zahlen herangezogen 
werden können, wird der Wert auf 8 Grundstücke abgerundet. Dieser Wert wird für die weitere 
Bedarfsberechnung herangezogen.  
In die Bedarfsberechnung werden überdies nun auch leerstehende Objekte miteinbezogen aufgrund 
des Gutachtens. Auf der gängigen Immobilienplattform „Immo Scout24“ werden derzeit8 8 
Wohneinheiten angeboten.  
 
Die adaptierte Wohnlandbedarfsberechnung stellt sich nun wie folgt dar: 
 

Berechnung Wohnbedarf anhand der 
Haushaltsprognose Ruprechtshofen bis 
2035 

Haushaltsgröße Haushalte  

EW 2025 2.349 
~2,56 917 

EW Prognose 2035 2.414 
~2,39 1.011 

  Differenz + 94 HH 

  (Platz für) verfügbare 
Wohnungen  - 40 HH   

Nachverdichtungs-
potenzial geschätzt -10 HH 

Leerstand geschätzt 
-8 HH 

Natürlicher Abgang 
von Wohnbauland 
geschätzt  

-8 HH 

  Bedarf bis 2035 
+28 HH=WE 

 
Wie im Planungsbericht beschrieben, ist im Rahmen des Änderungsverfahrens die Schaffung von 
insgesamt 27 Wohneinheiten im neu auszuweisenden Wohnbauland geplant. Der prognostizierte 
Baulandbedarf wird nach Adaptierung der Berechnung nicht überschritten. Die Grundstücke sind im 
Besitz der Gemeinde, weshalb eine Baulandmobilisierung nicht notwendig ist. Damit nicht weitere 
Widmungsschritte unternommen werden müssen, wird nun bereits der Bedarf der kommenden 10 
Jahren gewidmet.  
 
Zu Änderungspunkt 1 
Im Gutachten wurde festgehalten, dass keine Widersprüche zu den Planungsvorgaben des NÖ ROG 
2014 bestehen. Die nachträglich ersuchte Stellungnahme der Abteilung Wasserbau war vor 
Auflagebeginn noch ausständig und langte am 08.10.2025 ein (WA3-WB2-868/080-2025). Diese ist 
dem Empfehlungsschreiben beigelegt und beinhaltet keine Bedenken gegen die geplante 
Abänderung. Beigelegt ist auch die Stellungnahme des forsttechnischen Dienstes der Wildbach- und 
Lawinenverbauung vom 14.08.2025, in welcher darauf hingewiesen wird, dass der angefragte Bereich 
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sich außerhalb des Kompetenzbereichs der Wildbach- und Lawinenverbauung liegt, weshalb die 
Abteilung Wasserbau kontaktiert wurde.  
 
Zu Änderungspunkt 2 
Zu den Stichstraßen im Norden ist festzuhalten, dass diese lediglich 3 Bauplätze erschließen. Im 
§32 Abs. 3 ist festgehalten, dass Umkehrplätze von 12,5m Breite an Enden von Sackgassen zu 
errichten sind, wenn deren Länge und Breite es erfordern. Nun ist hier mit einem äußerst geringen 
Verkehrsaufkommen zu rechnen, da ausschließlich Quell- und Zielverkehr für voraussichtlich 3 
Wohneinheiten auftreten wird. Die Straße weist eine Breite von 8,5m auf, was das Wenden mit einem 
herkömmlichen PKW leicht macht. LKW (v.a. Müllabfuhr) würden selbst im Falle des Bestehens eines 
Umkehrplatzes nicht auf einem solchen wenden, sondern zurückschieben, da ein solcher für ein 
Müllfahrzeug ohnehin zu klein zum Wenden ist. Somit ist die Positionierung keiner Umkehrplatzes 
ausreichend für den zu erwartenden Verkehr.  
Durch die Ausführung der geplanten Straße und deren ausreichende Breite ist somit für alle Bauplätze 
ein funktionsgerechter Anschluss an das öffentliche Verkehrsnetz gewährleistet. Eine gesonderter 
Umkehrplatzes ist aufgrund des geringen Verkehrsaufkommens sowie der ausreichenden 
Wendemöglichkeiten nicht erforderlich. 
 
Im Rahmen der Begutachtung wurde von Seiten der Gemeindevertreter festgehalten, dass bekannt 
ist, dass durch eine mit der Errichtung von geschätzten 15 Wohneinheiten induzierte 
Bevölkerungsentwicklung keine Kapazitätsengpässe in Schule und Kindergarten bzw. anderen 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur zu erwarten sind. Die Kapazitäten sind als ausreichend zu 
verstehen. Weitere Kapazitätserweiterungen sind aktuell geplant (Container für Kindergarten). 
 
Die geplante Baulanderweiterung betrifft nur einen Teilbereich des im Örtlichen 
Entwicklungskonzept festgelegten Erweiterungsgebietes. Westlich des zu ändernden Bereiches 
bestehen weitere Entwicklungsflächen. Zum jetzigen Zeitpunkt besteht jedoch kein Bedarf, diese 
Flächen zu widmen oder kurzfristig zu entwickeln, was auch anhand der 
Wohnbaulandbedarfsberechnung dargelegt wurde. Mit der geplanten öffentlichen Verkehrsfläche bis 
zur Westseite des Areals wird jedoch die Möglichkeit geschaffen, das Gebiet in Zukunft erweitern zu 
können. Durch diese Verkehrsfläche bleibt eine spätere Erschließung der westlich gelegenen 
Entwicklungsflächen gesichert, ohne dass derzeit zusätzlicher Baulandbedarf entsteht. Sollte in 
Zukunft ein Bedarf bestehen, kann die Entwicklung dieses Bereiches in einem künftigen 
Widmungsverfahren geprüft werden. Allerdings soll der weiter westlich gelegene Bereich des 
Bauernhofes nicht mit heranrückender Bebauung belastet werden. 
Weiters wird im Gutachten darauf hingewiesen, dass die einseitige Entwicklung in jenem Bereich, der 
teilweise in der Widmung Gfrei-S verbleibt, nicht wirtschaftlich zu sein scheint. Dazu kann festgehalten 
werden, dass eine spätere Ausweisung der westlich verbleibenden Entwicklungsfläche dennoch 
wirtschaftlich darstellbar ist. Die Fläche kann über die nun geplante öffentliche Verkehrsfläche an der 
Westseite des Änderungsbereichs zu einem späteren Zeitpunkt ohne unverhältnismäßigen Aufwand 
erschlossen werden. Für die künftige Entwicklung wird daher eine weitere öffentliche Verkehrsfläche 
erforderlich sein. Aus wirtschaftlicher Sicht ist dies vertretbar, da die Gemeinde einen Teil der später 
anfallenden Errichtungskosten über die im Zuge der Bebauung einzuhebenden 
Aufschließungsabgaben refinanzieren kann. Überdies ist eine flächensparende Siedlungsentwicklung 
auch in diesem Bereich möglich, entweder durch die Schaffung von Grundstücksgrößen zwischen 700 
und 800 m² oder durch die Errichtung weiterer Doppelhäuser. 
 
Zu Änderungspunkt 3 
Durch die geplante Änderung wird eine moderate Verdichtung angestrebt. Es wird aktuell von der 
Umsetzung von 12-13 neuen Wohneinheiten ausgegangen. Sowohl einzeln, als auch kumulierend mit 
Änderungspunkt 2 ist auch in diesem Falle nicht davon auszugehen, dass durch die Ansiedlung von 
Familien auf der Fläche dieses Änderungspunktes es zu einer Verengung des Angebotes der sozialen 
Infrastruktur (a.v. Schule, Kindergarten, aber auch anderer wichtiger Dienstleitungen) kommen wird.  

BESCHLUSSEMPFEHLUNG 
Zu Änderungspunkt 1 

Es wird empfohlen, den Änderungspunkt 1 wie im Rahmen der Stellungnahme ausgeführt zu 
beschließen. 
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Zu Änderungspunkte 2, 3, a 
 

Es wird empfohlen, die Änderungspunkte 2, 3, a, wie in der öffentlichen Auflage zu 
beschließen. 
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Folgende Verordnung soll vom Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen 
beschlossen werden: 
 
Marktgemeinde: Ruprechtshofen 
Polit. Bezirk: Melk 
Land:  Niederösterreich 

 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 9. Dezember 2025, nach Erörterung der 
eingelangten Stellungnahmen, folgende 

V E R O R D N U N G 
beschlossen. 
§ 1 Gemäß § 25 Abs. 1 des NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015 i. d. 

g. F., wird das örtliche Raumordnungsprogramm in den Katastralgemeinden 
Zwerbach und Ruprechtshofen abgeändert. 

§ 2 Die Plandarstellung, die gemäß § 2 Z. 3a der Planzeichenverordnung,  
LGBl. 8000/2-0, als Farbdarstellung ausgeführt und mit einem Hinweis auf diese 
Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsichtnahme 
auf. 

§ 3 Die NÖ-Landesregierung hat diese Verordnung gem. § 24 Abs. 11 und 14 i. V. 
m. 
§ 25 Abs. 4 des NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015 i.d.g.F., mit 
ihrem Bescheid vom …………..…………, Zl. 
……….………………………………., genehmigt. (Diese Daten werden dem 
Genehmigungsbescheid der NÖ Landesregierung entnommen, der nach 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat erlassen wird.) 
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 Diese Verordnung tritt gem. § 59 Abs. 1 der NÖ-Gemeindeordnung 1973, LGBl. 
1000 mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden 
Tag in Kraft.  

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Abänderung des 
örtlichen Raumordnungsprogrammes der Marktgemeinde Ruprechtshofen unter 
Berücksichtigung der Empfehlungen des Raumplaners und die Verordnung, wie vom 
Raumplaner empfohlen und im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 8 der Tagesordnung: 
Bericht über die unangekündigte Gebarungseinschau des Prüfungsausschusses vom 
01.12.2025 

Sachverhalt: 
Die unangekündigte Gebarungsprüfung des Prüfungsausschusses fand am Montag, 
dem 1. Dezember 2025 statt. Es wurden keine Unregelmäßigkeiten festgestellt, die 
Gebarung wurde sparsam, wirtschaftlich und zweckmäßig geführt. 

Antrag des Obmannes des Prüfungsausschusses: Der Gemeinderat möge den 
Gebarungseinschaubericht, wie im Sachverhalt beschrieben, zur Kenntnis nehmen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 
Bericht über die Vergabebeschlüsse des Gemeindevorstandes und 
Beschlussfassung von Bedeckungsvorschlägen 

Sachverhalt: 
Der Bürgermeister informiert im Hinblick auf das Informationsfreiheitsgesetz über die 
erfolgten Vergaben im Gemeindevorstand: 

- Beschlussfassung der Anschaffung eines neuen Servers für das 
Gemeindeamt 
Der Server am Gemeindeamt läuft seit mehr als sechs Jahren im Dauerbetrieb 
mit einem mittlerweile veralteten Betriebssystem und soll daher getauscht 
werden. Die Ersatzteilgarantie ist ebenfalls abgelaufen. Zusätzlich soll eine 
Sicherheitssoftware für den neuen Server angeschafft werden, die Netzwerk-
Verhaltensweisen erkennt und vor nicht autorisierten Zugriffen, internen 
Bedrohungen und Zero-Day-Angriffen schützen. Die Software ist eine 
sinnvolle Erweiterung des bereits bestehenden Virenschutzes. Der Server 
wurde von der Fa. Schreiner IT um € 11.278,80 inkl. Lieferung, Montage und 
Einrichtung angeboten, die monatlichen Kosten für die Sicherheitssoftware – 
Sophos Central Managed Detection and Response Complete – belaufen sich 
auf € 329,50, der einmalige Aufwand für die Installation wird auf € 600,- 
geschätzt.  

- Beschlussfassung der Anschaffung von Softshelljacken für Mitarbeiter 
und Mandatare 
Um einen einheitlichen Auftritt zu ermöglichen sollen Softshelljacken – bestickt 
mit dem Gemeindewappen und dem Slogan „Gemeinde zum Wohlfühlen“ 
angeschafft werden. Die Mitarbeiter erhalten diese Jacken als 
Weihnachtsgeschenk anstelle der üblichen Geschenkboxen, für die 
Mandatare ist die Einhebung eines Unkostenbeitrags von € 25,- vorgesehen. 
Die Jacken kosten € 59,- netto/Stück ohne die Stickarbeiten und sollen bei der 
Fa. OS Company in Wieselburg-Land angeschafft werden. 
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Sämtliche im Gemeindevorstand beschlossenen Maßnahmen finden im Budget 
Deckung, Bedeckungsvorschläge sind daher nicht zu fassen. 

Punkt 10 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung des 1. Nachtragsvoranschlages für das Haushaltsjahr 2025 

Sachverhalt: 
Der vom Bürgermeister erstellte Entwurf des 1. Nachtragsvoranschlages für das 
Haushaltsjahr 2025 lag in der Zeit vom 10. bis zum 24. November 2025 am 
Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht auf. Zu Beginn der Auflagefrist wurde je ein 
Exemplar des Nachtragsvoranschlages an die Zustellungsbevollmächtigten der 
wahlwerbenden Parteien übermittelt. Während der Auflagefrist wurden keine 
schriftlichen Einwendungen eingebracht. 

Gründe für den Nachtragsvoranschlag: 
- Anpassung Einnahmen (Ertragsanteile, Förderungen, Aufschließung, 

Kommunalsteuer) 
- Anpassung Ausgaben (NÖKAS, Sozialhilfeumlage, Schulbudgets, 

Ermessensausgaben) 
- Umsetzung von Bedeckungsvorschlägen gemäß GR-Beschlüssen 
- Allg. Budgetanpassungen (z.B. außerplanmäßige Anschaffungen, 

Stromkosten, …) 

Änderung Projekte: 
- Anpassung Güterwege-Instandsetzung (AGES, Miniberg, Melbinger, 

Kagelsberg, …) 
- Änderung Hochwasserschutzprojekt (Abrechnung Dangelsbach 2026) 
- Änderung Straßenbau, Erneuerung der Straßenbeleuchtung 
- Darstellung KIG-Mittel, antragslose Auszahlung, Bericht GR 2026 
- Instandsetzung Bauhofgebäude 
- Anpassung WVA 
- Anpassung Zuführungen 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Entwurf des 1. Nachtragsvoranschlages 2025 beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 11 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung des Voranschlages für das Haushaltsjahr 2026 

Sachverhalt: 
Der vom Bürgermeister erstellte Entwurf des Voranschlages für das Haushaltsjahr 
2026 lag in der Zeit vom 10. bis zum 24. November 2025 am Gemeindeamt zur 
öffentlichen Einsicht auf. Zu Beginn der Auflagefrist wurde je ein Exemplar des 
Voranschlages an die Zustellungsbevollmächtigten der wahlwerbenden Parteien 
übermittelt. Während der Auflagefrist wurden keine schriftlichen Einwendungen 
eingebracht. 
Geplante Investitionen: 

- Umbau Amtsräume      €      50.000,- 
- Neubau Feuerwehrhaus FF Ruprechtshofen  € 1,000.000,- 

(drei Jahre Umsetzung, FSA-Darlehen € 1,000.000,-) 
- Straßenbau (Nebenanlagen Brunnwiesen, Rainberg, 

Schulstraße, Hauptplatzgestaltung, …   €    125.000,- 
- Schutzwasserbau      €    160.600,- 
- Güterwegerhaltung      €      60.000,- 
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- Anschaffung Elektrobus Bauhof    €      50.000,- 
- Grundbesitz (FF-Haus, Am Hiesbergblick Verkauf, … €    600.000,- 
- WVA (Austausch AZ-Leitung Oberndorfer Str.)  € 1,316.000,- 

Darlehensaufnahme € 2,000.000,-, Sondertilgung 2028 
- ABA (Siedlungserweiterung Rainberg)   €      50.000,- 
- Sonstige Investitionen (Amts- und Betriebsausstattung, 

Ankauf von Maschinen und Geräten, neuer Server) €      38.000,- 

Aufgrund der aktuellen wirtschaftlichen Situation, unsicherer Prognosen des 
Finanzamtes und der allfällig notwendigen Änderung von Projekten wird ein 
Nachtragsvoranschlag nach dem Rechnungsabschluss für das Haushaltsjahr 2026 
erforderlich sein. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Entwurf des Voranschlages 2026 beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 12 der Tagesordnung: 
Bericht des Bürgermeisters 
- Die Sanierung der Hangrutschung entlang der Zufahrt zur Liegenschaft 

Hirschmann in Schlatten wird von der Landesstraßenverwaltung durchgeführt, 
die Wurfsteine werden von der Gemeinde bezahlt. 

- Für das Flurbereinigungsverfahren in der KG Riegers werden derzeit die 
Unterschriften der betroffenen Liegenschaftseigentümer eingeholt, die 
Gemeinde ist mit zwei Parzellen betroffen. 

- Die Neuberechnung der Hochwasseranschlagslinien hat ergeben, dass das 
Areal des Unimarktes nach wie vor von einem 100-jährlichen Hochwasser 
betroffen sein wird. Diese Fläche kann nur durch die Umsetzung des 
Hochwasserschutzes gemäß der Planung geschützt werden. Gespräche mit 
betroffenen Liegenschaftseigentümern laufen. 

- Für die Sanierung des Balkons am Gemeindehaus wurde eine 
Metallkonstruktion angedacht, diese ist aber zu kostspielig, die Fa. Gassner 
soll die Bodenplatte betonieren. 

- Im Zuge des Bürgermeistertreffens wurde über den Jugendraum in Mank 
gesprochen, die Personalkosten belaufen sich auf ca. € 20.000,- pro Jahr. 
Eine Umsetzung in Ruprechtshofen ist derzeit nicht geplant. 

- Der Bürgerservicebereich am Gemeindeamt soll auf Kosten des 
Bürgermeisterbüros vergrößert werden, ein zweiter Arbeitsplatz soll auf diese 
Weise geschaffen werden. Die Kosten wurden von Ing. Vonwald mit € 
50.000,- geschätzt. 

- Die Wahlen der Ruprechtshofener Feuerwehren finden im Jahr 2026 statt, bei 
beiden Wehren sind keine Veränderungen im Kommando geplant. 

- Die Verhandlungen mit den betroffenen Liegenschaftseigentümern betreffend 
die Neuerrichtung des Feuerwehrhauses der FF Ruprechtshofen auf der 
ehemaligen Liegenschaft Sokol, derzeit im Besitz der WET, gestalten sich 
schwierig, an einer Lösung wird gearbeitet. 

- Eine neu gebildete Arbeitsgruppe zur Instandsetzung des Pfarrsaales hat 
Überlegungen zur künftigen Nutzung des Saales angestellt, die Zustimmung 
der Pfarre zu allfälligen Veränderungen ist erforderlich. 

- Die Sitzungstermine für das Jahr 2026 wurden vorläufig festgelegt, der 
Sitzungsplan wird den Mandataren zugestellt. 

- Das Fitnessstudio Lifestyle in St. Leonhard am Forst bietet den Mandataren in 
Ruprechtshofen und St. Leonhard am Forst Gutscheine für ein zweimonatiges 
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Gratistraining an, die entsprechenden Gutscheine werden an interessierte 
Mandatare verteilt. 

- Der Ruapatzhofna Nikolaus-Advent war sehr erfolgreich, zahlreiche Gäste 
konnten am Festgelände begrüßt werden, auch der Adventempfang am 
Abend des 7. Dezember war sehr gut besucht. 

- Die Zukunft des Unimarktes ist noch ungewiss, REWE und Spar haben bis 
dato kein Interesse an dem Standort bekundet. 

Punkt 13 der Tagesordnung: 
Anfragen der Gemeinderatsmitglieder 

Vbgm. Scherndl bedankt sich bei allen Helfern, die zum Gelingen des Ruapatzhofna 
Nikolaus-Advents beigetragen haben. Besonders die Damen im Büro und die 
Mitarbeiter des Bauhofes haben fleißig mitgeholfen. 

GfGR Schrattmaier berichtet, dass der Ausschuss für Jugend, Familie und Bildung 
für den 14. Dezember 2025 ein Winterkino in der Aula der Volksschule organisiert 
hat. Aufgeführt wird der Film „Kevin allein in New York“, dieser hat bei der 
Abstimmung im Rahmen des Jugendworkshops die meisten Stimmen erhalten. 

GR Grill berichtet, dass am 20. November 2025 eine Mitgliederversammlung der 
Leader-Region Mostviertel-Mitte statt gefunden hat. Der ehemalige Bürgermeister 
Anton Gonaus hat seine Obmannschaft zurückgelegt, neuer Obmann ist der Kilber 
Bürgermeister Manfred Roitner. Die Leader-Berichte wurden an sämtliche 
Gemeindemandatare verteilt. Auf das Projekt „Digitale Balance im Familienalltag“, 
eine Aktion zur kontrollierten Nutzung von Mobilgeräten in der Freizeit, wurde 
besonders hingewiesen, 63 Schulen in der Region unterstützen diese Aktion in 
Abstimmung mit der Bildungsdirektion Niederösterreich. 

GR Dachsberger berichtet, dass im Rahmen der Gesunden Gemeinde eine Fahne 
entworfen wurde, die anlässlich der Geburt eines Kindes durch das Bauhofpersonal 
gehisst werden soll. Aufgrund der folgenden, emotional geführten Diskussion der 
Mandatare wurde entschieden, einen geeigneten Standort für den Fahnenmast zu 
finden. 

GfGR Sterkl berichtet, dass die Güterwegesanierung für das Jahr 2025 Maßnahmen 
abgeschlossen ist. Für das kommende Haushaltsjahr stehen wieder Mittel aus dem 
Erhaltungsprogramm zur Verfügung, für größere Projekte sind aber keine Landes 
mittel zu erwarten. 

GR Gallistl freut sich, der Musikschule Alpenvorland wieder als Obmann zur 
Verfügung stehen zu dürfen und berichtet vom Voranschlag des 
Musikschulverbandes. Die Kopfquote, also die Kosten je Schüler beläuft sich für das 
kommende Haushaltsjahr auf € 792,-. Der Gemeindeanteil am Musikschulbudget 
konnte um 1 % auf 37% an den Ausbildungskosten reduziert werden. Die 
Gemeindeaufsicht hat den Musikschulverband geprüft und bis auf einige 
Kleinigkeiten keine Mängel in der Gebarung feststellen können. Im Zuge des 
Abschlussberichts wurde lobend erwähnt, dass die Elternbeiträge jährlich an den 
Aufwand angepasst werden und der Musikschulverband im Vergleich mit anderen 
Musikschulen sehr gut abschneidet, auch das Ausbildungsniveau ist vergleichsweise 
sehr hoch. 

Punkt 14 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung von Personalangelegenheiten 

Siehe Protokoll der nicht öffentlichen Sitzung. 
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Punkt 15 der Tagesordnung (Dringlichkeitsantrag): 
Beratung und Beschlussfassung eines Pachtvertrages 

Sachverhalt: 
Der bisherige Pächter der kürzlich von der Gemeinde erworbenen Liegenschaft EZ 
109, KG 14056 Riegers, möchte das Pachtverhältnis fortführen, es ist daher ein 
Pachtvertrag mit der Gemeinde abzuschließen. Die Gesamtfläche der 
vertragsgegenständlichen Parzellen beträgt 8.256 m2, der jährliche Pachtzins beträgt 
€ 250,- und ist jeweils am 30.11. im Nachhinein zu entrichten. Der Pachtzins ist 
wertgesichert und ist erstmalig am 1.12.2027 nach dem VPI 2020 mit den Indizes der 
Jahre 2025 und 2026 anzupassen. Der Pachtvertrag ist gem. § 35 (22) h NÖ 
Gemeindeordnung 1976 vom Gemeinderat zu beschließen und liegt zur 
Beschlussfassung vor. 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Pachtvertrag mit Herrn Thomas Gleiss, wie im Sachverhalt beschrieben, 
beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 16 der Tagesordnung (Dringlichkeitsantrag): 
Beratung und Beschlussfassung der Ausübung des Wiederkaufsrechts für eine 
Parzelle mit Bauverpflichtung (Parz. 115, Zwerbach 52) 

Sachverhalt: 
Herr Mario Lapatschka hat im Jahr 2022 die Parzelle 115, KG Zwerbach, von der 
Gemeinde erworben, die Verpflichtung, ein benützungsfähiges Wohnhaus innerhalb 
von fünf Jahren zu errichten war Bestandteil des Vertrages. Die Gemeinde 
Ruprechtshofen hat Kenntnis erlangt, dass Herr Lapatschka die Parzelle unbebaut 
weiterveräußern will, ein bereits beglaubigt unterfertigter Kaufvertrag wurde an die 
Gemeinde zur Beschlussfassung übermittelt. Um die tatsächliche Bebauung und die 
vorgesehene Wohnnutzung sicherzustellen tritt die Gemeinde in das vertraglich 
vereinbarte und grundbücherlich sichergestellte Wiederkaufsrecht für die Parzelle 
ein, dem privaten Weiterverkauf der Liegenschaft wird nicht zugestimmt. 

Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Ausübung des 
grundbücherlich sichergestellten Wiederkaufsrechts für die Parzelle 115, KG 
Zwerbach, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Nachdem keine weiteren Anträge und Anfragen mehr vorliegen und alle Punkte der 
Tagesordnung erledigt wurden, dankt der Bürgermeister den Mitgliedern des 
Gemeinderates für ihre Mitarbeit und schließt die Sitzung. 
 
Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 
vorgelesen und genehmigt. 
 
 

(Schriftführer) (Bürgermeister) 
 
 

(Gemeinderat) (Gemeinderat) 
 
 

(Gemeinderat) 


